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Corona-Skeptiker kneifen bei Wahlen
Den Massnahmenkritikern fehlt mit Ausnahme von Ueli Maurer ein Aushängeschild

ERICH ASCHWANDEN

Provozieren wollte Ueli Maurer gemäss
eigenen Aussagen natürlich nicht. So be-
zeichnete er es im September 2021 als
«reinen Zufall», dass er an einem SVP-
Anlass ein T-Shirt der Freiheitstrychler
getragen hatte. Dass Massnahmenkriti-
ker wenige Tage später mit Mühe und
Not vom Sturm auf das Bundeshaus
abgehalten werden konnten und da-
bei «Ueli, Ueli» riefen, wollte der SVP-
Bundesrat damals gegenüber CH Media
nicht kommentieren.

Inzwischen zeigt sich,dass die Corona-
Skeptiker damals durchaus an der rich-
tigen Adresse waren. Seit Ueli Maurer
Ende 2022 aus dem Bundesrat ausge-
schieden ist, macht er aus seinem Herzen
keine Mördergrube mehr. Bei jeder sich
bietenden Gelegenheit zieht der 73-Jäh-
rige gegen die damalige Corona-Poli-
tik vom Leder. Vor kurzem erklärte er
in der «Sonntags-Zeitung», bei der Pan-
demie habe es sich um eine weltweite
Massenhysterie gehandelt. «Wer eine
kritische Frage stellte, wurde aussor-
tiert, indem man ihn als ‹Verschwörer›
oder als ‹Rechtsextremen› brandmarkte,

der ‹Tote in Kauf nimmt›», sagt Maurer.
Stände Ueli Maurer am Anfang seiner
politischen Karriere, würde er wohl zum
Aushängeschild jener Kreise, die staat-
lichen Eingriffen grundsätzlich kritisch
gegenüberstehen. Ein solches Aushänge-
schild fehlt gegenwärtig den Bürgerin-
nen und Bürgern, die während der Pan-
demie politisiert wurden und sich auch
nach Ende aller Einschränkungen unver-
standen und zurückgelassen fühlen.

«Unerwünschte Konkurrenz»

Das Potenzial, diese Rolle auszufüllen,
hätte Josef Ender. Der Schwyzer IT-
Unternehmer wurde während der Pan-
demie über die Innerschweiz hinaus be-
kannt als Sprecher des Aktionsbündnis-
ses Urkantone. Im Abstimmungskampf
gegen das revidierte Covid-Gesetz führte
er die Gegner an. Ender fiel inner- und
ausserhalb der Szene auf, weil er sich zwar
hart in der Sache, aber durchaus sanft im
Ton gab. Statt mit Verschwörungstheorien
argumentierte er lieber mit Statistiken.

Enders Einstieg in die Tagespolitik
schien programmiert. Bei den National-
ratswahlen erreichte er als Parteiloser

mit seiner Freien Liste das fünftbeste
Resultat im Kanton Schwyz und lag da-
mit vor sämtlichen Vertretern der Mitte-
Partei. Es galt als sehr wahrscheinlich,
dass Ender nach diesem Achtungserfolg
bei den am 3. März stattfindenden kan-
tonalen Wahlen antreten würde. Doch
Anfang des Jahres kam die Absage. En-
der kandidiert nicht für den Regierungs-
rat. «Es wäre natürlich schön gewesen,
wenn wir den Schwung aus den National-
ratswahlen hätten mitnehmen können»,
bedauert Ender. «Doch ist dieses Voll-
amt gegenwärtig mit der Arbeit in mei-
nem IT-Unternehmen nicht vereinbar.»

Dies sei nicht der einzige Grund,
der zur Absage geführt habe, sagt Toni
Dettling überzeugt. «Die SVP hätte gar
keine Freude daran gehabt, wenn En-
der angetreten wäre. Dies hat man ihm
wohl deutlich zu verstehen gegeben»,
sagt der ehemalige FDP-Nationalrat
und -Ständerat (1991–2003). Bei den
Nationalratswahlen sei Ender ein be-
liebter Wasserträger für die dominie-
rende politische Kraft im Kanton gewe-
sen. Deshalb kam es zur Listenverbin-
dung zwischen SVP und Enders Einzel-
liste. «Doch bei den kantonalen Wahlen

gibt es keine Listenverbindungen, und
so wurde er zur unerwünschten Konkur-
renz», erklärt Dettling.

Fast noch überraschender als Enders
Absage für die Kantonsregierung kam,
dass die von ihm initiierte Bewegung
«Frye Schwyzer» am 3. März nicht zu
den Kantonsratswahlen antritt. Wenn
diese Bewegung in einem Kanton Wahl-
chancen hätte, dann wohl in Schwyz, wo
eine grundsätzliche Skepsis gegen den
Staat gewissermassen zur DNA weiter
Teile der Bevölkerung gehört.

SVP profitiert von Absage

Josef Ender begründet den Verzicht
damit, dass die «Frye Schwyzer» nur
sechs der dreissig Schwyzer Kandida-
tinnen und Kandidaten hätten mobili-
sieren können. «Das hätte wahrschein-
lich nicht gereicht, um einen Wähler-
anteil von 1 Prozent zu erreichen, der
für den Einzug ins Parlament notwen-
dig ist. Letztlich hätte sich der Aufwand
nicht gelohnt», sagt Ender.

Dettling führt die mangelnde Strahl-
kraft der Bewegung nicht zuletzt darauf
zurück,dass sie zu stark auf die Person von
Josef Ender konzentriert war. «Es stellt
sich heraus, dass nicht jeder, der während
Corona bei Demonstrationen auf Podien
vielApplaus erhält,auch in der Politik Er-
folg hat.» Auch im Parlament werde die
SVP profitieren, die bereits jetzt 33 von
100 Sitzen besetzt. «Die SVP hat es ge-
schickt verhindert,dass rechts von ihr eine
neue Kraft entstanden ist», sagt Dettling.

Insofern ist es auch konsequent, dass
Ueli Maurer zunehmend zum Wortfüh-
rer der Corona-Skeptiker wird. Ender
und seine «Frye Schwyzer» wollen je-
doch weiterkämpfen und allenfalls in vier
Jahren antreten. So werde sich die Verei-
nigung unter anderem bei der Revision
des Epidemiengesetzes gegen zu starke
Eingriffe des Staates wehren. Doch das
Thema Corona, das am Anfang von Pro-
testbewegungen wie dem Aktionsbünd-
nis Urkantone, Mass-voll und den Freun-
den der Verfassung steht, wird zu diesem
Zeitpunkt eine gefühlte Ewigkeit zurück-
liegen. Für die Schwyzer Regierung und
das Parlament heisst dies kurzfristig, dass
am 3. März mit grosser Wahrscheinlich-
keit alles beim Alten bleiben wird. Alle
bisherigen Regierungsmitglieder werden
dieWiederwahl wohl problemlos schaffen.
Die beiden Herausforderer,Jonathan Pre-
licz von der SP und der parteilose Bauer
PeterAbegg,dürften chancenlos sein.Für
Spannung sorgt einzig die Frage, ob der
von Ender und Co.unterstützteAbegg vor
dem offiziellen Kandidaten landet.

Im Kanton Schwyz, hier in Unteriberg, waren die Proteste gegen die Corona-Massnahmen am stärksten. SIMON TANNER / NZZ

Liechtenstein verliert Spitzenplatz im Freiheitsindex
Schweizer Kantone haben das Fürstentum im Avenir-Suisse-Ranking überholt

GÜNTHER MEIER, VADUZ

Auf der ständigen Suche nach parlamen-
tarischen Vorstössen, mit denen sich die
Wählergunst steigern lässt, blicken die
liechtensteinischen Parteien gerne in die
Schweiz. Jüngstes Beispiel ist ein Postu-
lat der Vaterländischen Union (VU) zum
Ausgleich der kalten Progression, das im
Vorwahljahr gute Chancen hat, umge-
setzt zu werden. Das VU-Postulat for-
dert zwar nicht explizit einen Ausgleich,
soll der Regierung aber die Möglichkeit
geben, grundsätzlich die Folgen der kal-
ten Progression für die Steuerzahler und
den Staatshaushalt aufzuzeigen.

Zurzeit besteht für die Regierung nur
die gesetzliche Verpflichtung, bei einer
Teuerung von mindestens 8 Prozent ak-
tiv zu werden und dem Parlament eine
Vorlage zur ganzen oder teilweisen An-
passung der Steuerprogression zu unter-
breiten. Dabei ist das Parlament frei, den
Umfang des Ausgleichs selbst festzulegen.

Aus der Begründung des Postulates
geht hervor, dass der Vorstoss in erster
Linie auf eine steuerliche Entlastung
der Bevölkerung abzielt. Es wird auf
ähnliche Bestrebungen in der Schweiz,

in Österreich und in Deutschland hin-
gewiesen, so dass es auch für Liech-
tenstein angezeigt wäre, sich mit dieser
Steuerproblematik zu befassen.

Neuen Indikator eingeführt

Neben der Steuerentlastung bringen die
Postulanten einen weiteren Aspekt in die
Diskussion ein, nämlich die Platzierung
Liechtensteins im Freiheitsindex vonAve-
nir Suisse.Als Liechtenstein im Jahr 2020
erstmals in denVergleich mit den Schwei-
zer Kantonen einbezogen wurde, schaffte
es das Fürstentum auf den ersten Platz.
Im aktuellen Freiheitsindex liegt Liech-
tenstein nur noch auf dem vierten Platz,
hinter den Kantonen Appenzell Ausser-
rhoden,Aargau und Schwyz.Im Sinne der
wirtschaftlichen und bürgerlichen Freihei-
ten wäre es aber ein erstrebenswertes Ziel,
im Freiheitsindex einen Spitzenplatz ein-
zunehmen, fordert das VU-Postulat.

Die Situation in Liechtenstein habe
sich nicht verschlechtert, erklärt die
«Stiftung Zukunft.li», welche die Daten
für Avenir Suisse erhoben hat. Die Ver-
schlechterung sei vielmehr darauf zu-
rückzuführen, dass einige Kantone zuge-

legt und das Fürstentum überholt hätten.
Eine nicht unwesentliche Rolle spielt da-
bei die Einführung des neuen Indika-
tors «Kalte Progression» durch Avenir
Suisse. Während die meisten Kantone
über einen automatischen, jährlichen
und umfassenden Ausgleich verfügten,
kenne Liechtenstein nur einen fakul-
tativen Ausgleichsmodus. Der weniger
strenge Ausgleichsmechanismus ist so-
mit der Grund für den Verlust des Spit-
zenplatzes im kantonalen Freiheitsindex.

Aus Sicht der Zukunftsstiftung, so
der Geschäftsführer Thomas Lorenz in
einem Interview mit dem «Liechten-
steiner Vaterland», sollte auch Liech-
tenstein einen Automatismus zum Aus-
gleich der kalten Progression einführen.
Lorenz hält den politischen Prozess mit
der Zustimmung des Parlaments für un-
nötig, weil die Höhe der steuerlichen
Belastung nach der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit schon auf demokra-
tischem Weg im Steuergesetz festgelegt
wurde. Ein automatischer Ausgleich der
kalten Progression bewirke nichts ande-
res, als die Steuertarife wieder auf das
beschlossene Niveau zu korrigieren. So-
bald das Postulat im März im Parlament

diskutiert und voraussichtlich zur Stel-
lungnahme an die Regierung überwiesen
wird, dürfte klar sein, in welche Richtung
die Parlamentarier zu gehen gedenken.
Zudem dürfte die Frage nach weiteren
Steuerentlastungen wieder aufgeworfen
werden, nachdem die Regierung Ende
2022 einem Vorstoss der Fortschritt-
lichen Bürgerpartei zur Entlastung des
Mittelstandes eine mehr oder weniger
klare Absage erteilt hat.

Senkung der Schwelle möglich

Unter den möglichen Steuererleichte-
rungen wurde auch der Ausgleich der
kalten Progression erwähnt. Die Regie-
rung rechnete damals vor, dass die Teue-
rung zwischen dem letzten Ausgleich
2011 und Ende 2022 um 2,8 Prozent ge-
stiegen sei – also weit entfernt von den
gesetzlich festgelegten 8 Prozent, die
politisches Handeln auslösen müssten.
Allerdings kündigte die Regierung an,
dass im Rahmen einer Anpassung des
Steuergesetzes diese Schwelle für den
Ausgleich der kalten Progression ge-
senkt werden könnte, falls das Parlament
eine Änderung als notwendig erachtet.

BERN & BÜNDIG

Meinungsstarke
Mitarbeiter
bin. · Elisabeth Baume-Schneider –
kurz EBS – hat das Departement ge-
wechselt und ihren Stab vergrössert.
Die neue Innenministerin hat neu zwei
Co-Kommunikationschefs, eine Kom-
munikationsberaterin, neben dem
Generalsekretär zwei Co-Stellvertreter
und nicht weniger als drei persönliche
Co-Mitarbeiter. Das Generalsekre-
tariat des Innendepartements ist der
grösste Coworking-Space in Bundes-
bern. Neu dazugekommen im inneren
Kreis ist Michael Sorg, früher mal Co-
Generalsekretär der SP, später Bera-
ter bei Feinheit. Das ist die linke Kom-
munikationsagentur, die sich auf die
Bauernlobby eingeschossen hatte, was
später wiederum ihrem Verwaltungs-
rat, SP-Nationalrat Jon Pult, die Bun-
desratskampagne vermasselt hat. Sei’s
drum. Mit Sorg hat sich EBS jedenfalls
einen meinungsstarken Mitarbeiter an
Bord geholt. Auf X, dem früheren Twit-
ter, bezeichnete er den FDP-Präsiden-
ten Thierry Burkart auch schon als «un-
inspiriert», verglich den SVP-National-
rat Andreas Glarner mit dem AfD-Poli-
tiker Björn Höcke, die SVP bezeichnete
er als «intellektuell unterdotiert», die
Empörung über die Indiskretionen
im EDI unter Alain Berset findet er
heuchlerisch. Privatspitäler oder die
Pharma sieht Sorg als Akteure im Ge-
sundheitswesen, die «Milliardenpro-
fite mit unserer Gesundheit» machten.
Er outete sich zudem stolz als Spender
der Klimakleber. Nun will Sorg kürzer-
treten auf X. Seine Begründung: «Die
Kultur, die hier seit Elon Musks Über-
nahme um sich greift, verträgt sich nur
bedingt mit meiner neuen Position.»

Andere Länder,
andere Summen
bin. · Zur Abwechslung gute Nachrich-
ten aus dem VBS. Der Bundesrat unter-
stützt die Weuro 2025, also die Fussball-
Europameisterschaft der Frauen, die
2025 in der Schweiz durchgeführt wird –
ein Herzensprojekt von Sportministe-
rin Viola Amherd. Der Bund will die
grösste frauenspezifische Sportveranstal-
tung Europas mit vier Millionen Fran-
ken unterstützen. Der Betrag wird inner-
halb des Bundesamts für Sport kompen-
siert, «um den Bundeshaushalt nicht zu-
sätzlich zu belasten». Gianni Infantino,
wie Amherd im beschaulichen Brig auf-
gewachsen, dürfte laut gelacht haben.
«Seine» Männer-WM in Katar soll ge-
mäss Schätzungen über 200 Milliarden
US-Dollar gekostet haben. Summen,
von denen Amherd nur träumen kann,
genau wie von den Militärausgaben der
Katarer. 6,8 Prozent des BIP geben sie
jährlich aus für Waffen und Munition, in
der Schweiz sind es 0,7 Prozent.

Rien de rien
bin. · Doris Leuthard, Amherds Vor-
gängerin, war wieder einmal im Fernse-
hen. Im «Eco Talk» von SRF sagte die
frühere CVP-Bundesrätin, dass sie die
von ihr eingeleitete Energiewende samt
Atomausstieg keineswegs bereue. «Ich
würde es wieder gleich machen», so
die damalige Energieministerin. Leut-
hard sagte, dass sie kein einziges Land
kenne, in dem neue Kernkraftwerke
ohne staatliche Unterstützung gebaut
würden. Dass alpine Solaranlagen von
einer staatlichen Einmalvergütung von
60 Prozent (!) der Investitionskosten
profitieren würden, aber trotzdem
von der Bevölkerung abgelehnt wer-
den, blieb unerwähnt. Dafür empfahl
die Expertin, bestehende Atomkraft-
werke ganz lange laufen zu lassen, um
die Energiewende zu schaffen. Diese
seien für die Versorgungssicherheit «ein
Plus». Schliesslich sagte Leuthard, dass
ein Stromabkommen mit der EU die
Schweiz «unabhängiger» (sic!) machen
würde. Ob diese Prognose zutrifft?
Schon heute verkaufen uns die Franzo-
sen ihren Atomstrom für gutes Geld.
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Auch die Schweiz prüft
Bezahlkarten für Asylsuchende
Überweisungen ins Ausland sollen verhindert werden – Deutschland plant die Einführung des neuen Modells bis Sommer

IRÈNE TROXLER

Die Medien nannten ihn den «Hass-
prediger von Biel». Der Imam Abu
Ramadan hetzte in einer BielerMoschee
gegen andere Religionen und bezog zwi-
schen 2003 und 2017 rund 600 000 Fran-
ken Sozialhilfegelder. Gleichzeitig kur-
sierten von ihm Bilder im Internet, die
ihn als «religiösen Begleiter» in einem
Luxushotel in Mekka zeigten.

Der im Jahr 2017 von der «Rund-
schau» des Schweizer Fernsehens auf-
gedeckte Fall befeuerte die Kritik am
Schweizer Asylsystem. Es müsse ver-
hindert werden, dass Schweizer Steuer-
gelder, die anAsylsuchende ausbezahlt
würden, insAusland flössen, wurde kri-
tisiert. Nun blicken viele interessiert in
den Norden. Deutschland hat kürzlich
beschlossen, bis zum Sommer landes-
weit eine Prepaid-Karte für Flüchtlinge
einzuführen. Sie funktioniert wie eine
andere Bankkarte, einfach ohne Konto-
Bindung und nur in Deutschland. Man
kann bezahlen wie mit einer anderen
Debitkarte, aber keine Überweisungen
tätigen.Deutsche Politiker hoffen, dass
Wirtschaftsflüchtlinge, die bloss ein
Asylgesuch stellen, um möglichst viel
Geld in die Heimat zu schicken, so ab-
geschreckt werden.

SVP reicht Vorstösse ein

Auch in der Schweiz kommt das
Thema nun auf den Tisch. Die SVP
hat in den Kantonen Basel-Stadt und
St. Gallen entsprechendeVorstösse ein-
gereicht. Eine Bezahlkarte minimiere
das Risiko für Missbräuche und illegale
Aktivitäten, schreibt die Partei in einer
Medienmitteilung.Zudem sei der Geld-
fluss nachverfolgbar.MitAbschreckung
argumentiert die SVP ebenfalls. Sie
hofft, dass unbegründete Anträge von
Wirtschaftsflüchtlingen so zurückgehen.
Auch in anderen Kantonen sind gleich-
lautende Motionen in der Pipeline.

Der SVP-Nationalrat Mike Egger
will auch im eidgenössischen Parla-
ment einen Vorstoss für Gebührenkar-
ten einreichen. Er befürchtet, die Ein-
führung einer Bezahlkarte in Deutsch-
land werde zu einerAusweichbewegung
in die Schweiz führen. Für welcheAsyl-
kategorien sie eingesetzt werden soll-
ten, habe die SVP noch nicht definiert,
sagt er auf Anfrage. «Ich könnte mir

vorstellen, die Praxis auf alle Personen
auszuweiten, die über den Asylweg in
die Schweiz gekommen sind und Geld
vom Staat erhalten», sagt er auf An-
frage.Betroffen wären dann auch Perso-
nen mit Aufenthaltsstatus B, die Sozial-
hilfe beziehen. Dafür Mehrheiten zu
finden, dürfte allerdings schwierig wer-
den, denn dann stellen sich heikle Fra-
gen in Bezug auf die Gleichbehandlung
verschiedener Sozialhilfebezüger mit
Aufenthaltsstatus B.

In Deutschland ist die Bezahlkarte
nur für jene Geflüchteten gedacht, die
noch im Asylantragsverfahren stecken,
und für jene mit Duldungsstatus. Letz-
teres entspricht in der Schweiz dem Sta-
tus «vorläufig aufgenommen». Diese
Personen können zwar keine Asyl-
gründe geltend machen, man kann sie
aber auch nicht in ihr Herkunftsland
zurückschicken, beispielsweise weil ihr

Leben dort in Gefahr wäre oder weil
die Herkunftsländer keine Rückfüh-
rungen erlauben.

Kritik an der Idee

Wenig überraschend kommt von links
Kritik an der Idee: Solche Bezahl-
karten brächten bloss einen bürokra-
tischen Mehraufwand, sagte die SP-
Nationalrätin Céline Widmer gegen-
über dem «Blick». Allerdings spricht
auch der FDP-Ständerat Damian Mül-
ler, sonst einer harten Gangart in der
Asylpolitik nicht abgeneigt, von einem
«bürokratischen Monster», das keine
Probleme lösen werde. Ferner wird
moniert, Überweisungen ins Ausland
lohnten sich erst dann, wenn Asyl-
suchende Arbeit gefunden hätten. Ge-
nau für diesen Fall ist die spezielle Be-
zahlkarte aber nicht vorgesehen.

Das Staatssekretariat für Migra-
tion (SEM) prüft bereits, ob ein Bedarf
für solche Debitkarten besteht. Aller-
dings wird die Sozialhilfe in den Emp-
fangs- und Verfahrenszentren des Bun-
des heute vorwiegend in Form von Sach-
leistungen ausgerichtet. In bar erhalten
die Asylsuchenden nur ihr Taschengeld:
3 Franken pro Tag. Sobald sie den Kan-
tonen zugewiesen würden, sei das SEM
nicht mehr zuständig, sagt die Spreche-
rin Magdalena Rast.

Der Kanton Basel-Stadt reagiert
skeptisch auf die Karten-Idee. Sonja
Körkel vom Departement für Wirt-
schaft, Soziales und Umwelt sagt: Der
Grundsatz, dass der Beitrag für den
Grundbedarf zur freien Verfügung
stehe, gelte für alle Sozialhilfebezüger.
Der Geldbetrag für Asylsuchende liege
deutlich unter dem landesweit definier-
ten Existenzminimum. Für diese Ziel-

gruppe noch weitere Einschränkungen
vorzunehmen, wäre problematisch.

Positiver ist die Rückmeldung des
KantonsAargau.Die Einführung einer
Bezahlkarte würde zwar vorerst zu
administrativem Mehraufwand füh-
ren, sagt Michael Hassler, der Spre-
cher des zuständigen Departements.
Es sei aber ein interessanter Ansatz.
Allerdings erhielten vorläufig Aufge-
nommene und Personen mit Schutz-
status S imAargau wöchentlich nur 63
Franken für Verpflegung und Taschen-
geld. Der Spielraum für Geldverschie-
bungen sei damit gering.

In manchen Kantonen sind die Leis-
tungen höher. In Basel-Stadt bekom-
men Personen mit noch offenem Asyl-
entscheid 19 Franken 40 pro Tag.

Begleitung gefordert

In Deutschland gehen die Meinungen
zur Bezahlkarte ebenfalls auseinander.
Zwar haben sich Bundeskanzler Olaf
Scholz und die Ministerpräsidenten der
Länder im November auf das Modell
geeinigt. Boris Rhein als deren Vor-
sitzender präsentierte die Massnahme
als Wundermittel, das die Anreize für
illegale Migration nach Deutschland
ebenso senke wie den Verwaltungsauf-
wand bei den Behörden und gleich-
zeitig die Schlepperkriminalität unter-
binde. Andere Stimmen warnen aber
vor Diskriminierung und bezweifeln
einen Effekt auf die illegale Migration.
Sie wenden ein, Asylsuchende könnten
weiter über Umwege an Bargeld kom-
men. Beispielsweise indem sie Zigaret-
ten kauften und auf dem Graumarkt
weiterverkauften. Deutsche Wissen-
schafter fordern nun eine Begleitung
der Massnahme, um herauszufinden,
ob sie die gewünschteWirkung erreicht.

Den eingangs erwähnten Predi-
ger Abu Ramadan hätte man mit dem
Debitkarten-Modell kaum vom Be-
such arabischer Luxushotels abhal-
ten können. Fünf Jahre nach ihrem
Asylentscheid können Asylsuchende
in der Schweiz eine reguläre Aufent-
haltsbewilligung B beantragen. Da-
mit dürften sie die Kartenpflicht wie-
der los sein. Immerhin: Der Hass-
prediger wurde vom Bieler Regional-
gericht wegen Betrugs und Rassismus
verurteilt und für sechs Jahre des
Landes verwiesen.

Debitkarte statt Bargeld für Flüchtlinge:Wird die in Deutschland geplante Massnahme bald auch in der Schweiz angewendet?
Im Bild Asylsuchende in Zürich. MICHAEL BUHOLZER /KEYSTONE

Finanzpolitiker des Ständerats setzen Jans unter Druck
Der Bundesrat soll den Kantonen im Asylvollzug besser auf die Finger schauen

DAVID BINER, BERN

Der zuständige Bundesrat ist neu:Am
1. Januar hat Beat Jans das Eidgenös-
sische Justiz- und Polizeidepartement
übernommen, zu dem auch das Staats-
sekretariat für Migration (SEM) ge-
hört. Sonst bleibt im Asylwesen alles
beimAlten.Das SEM rechnet auch für
das angelaufene Jahr mit 30 000 neuen
Asylgesuchen.Das sind gleich viele wie
schon 2023. Dazu geht man davon aus,
dass es bis Ende Jahr rund 25 000 neue
Gesuche um Erteilung des Schutzsta-
tus S geben werde.

In den letzten Monaten sei die Zahl
der Ukrainer, die die Schweiz verlassen
haben, zwar gleich hoch gewesen wie
jene der neuen Anträge. Gleichwohl
bleibt der Asylbereich auch unter dem
neu zuständigen Bundesrat sehr ange-
spannt, sehr teuer und sehr emotio-
nal. «Statt die Asylmigration zu stop-
pen, schaut auch der neue Justizminis-
ter dem Asyltreiben zu», schrieb die
SVP Anfang Februar.Willkommen im
Amt, Bundesrat Jans.

Kaum eingelesen ins Asyldossier,
sieht sich dieser zudem mit Druck und
Kritik von unerwarteter Seite konfron-

tiert. Es sind die Finanzpolitiker des
Ständerats mit ihrer Präsidentin Johanna
Gapany (FDP), die im Asylbereich die
Schraube anziehen wollen. In einer
Kommissionsmotion, die man noch im
Rahmen der Budgetvorbereitung im ver-
gangenen November eingereicht hatte,
erteilt man der Landesregierung einen
klaren Auftrag. Laut dieser wird der
Bundesrat angehalten, die Kosten im
Asylbereich auszubremsen, indem er –
Achtung! – das bestehende Asylgesetz
besser anwenden soll.

Sozialhilfepauschale erhöht

Dieses sieht nämlich vor, dass der
Bund seine Pauschalabgeltungen, die
er den Kantonen für die Unterbrin-
gung von Asylsuchenden ausrichtet,
zurückfordern kann, wenn die Voll-
zugsaufgaben «nicht oder nur man-
gelhaft» sind. Weiter soll der Bund
die Entschädigungszahlungen ganz
zurückhalten, falls abgewiesene Asyl-
suchende wegen der versäumtenWeg-
weisung länger in der Schweiz bleiben.
Der Bundesrat hat den Vorstoss Ende
Januar zur Annahme empfohlen. Star-
tet Jans als Sparer im Asylwesen?

Man mache sich keine Illusionen,
sagt die Kommissionspräsidentin Ga-
pany.Eine eigentliche Kostenbremse sei
schon allein angesichts der schierenAn-
zahl erwarteter Asylsuchender schwie-
rig. Dennoch wolle man der Regierung
klarmachen, dass der Bund von den
Kantonen einen effizientenVollzug ein-
fordern müsse. Nicht zuletzt zugunsten
der Asylsuchenden, die die Hilfe auch
tatsächlich nötig hätten.Die Finanzkom-
mission habe zusehends eine Steigerung
derAusgaben imAsylwesen festgestellt,
ohne dass die Qualität der Unterbrin-
gung verbessert worden sei, so Gapany.

Allein die Sozialhilfepauschale an
die Kantone habe man im Budget 2024
um fast 190 Millionen Franken an-
heben müssen, sagt Gapany. Weiteren
Erhöhungen in dieser Grössenordnung
werde man künftig nicht mehr zustim-
men. Die Kommission beauftragt den
Bundesrat nicht nur, bei den Auswei-
sungen Druck auf die Kantone zu ma-
chen.Auch bei der Erwerbsquote sehen
die Ständeräte Sparpotenzial. So müss-
ten viel mehr Ukrainer mit Schutzsta-
tus S in den Arbeitsmarkt integriert
werden, ebenso Flüchtlinge und schutz-
bedürftige Personen mit Aufenthalts-

bewilligung. Weiter soll der Bundesrat
Anreize schaffen, dass die Rückkehr-
quote der Status-S-Flüchtlinge gestei-
gert werde.Wie Jans dies anstellen soll,
lässt die Kommission offen.

Pendenzenberg in der Waadt

Die Vorschläge sind nicht neu. Inter-
essant ist der Umstand, dass die Stan-
desvertreter den Bundesrat in die
Pflicht nehmen, das bestehende Asyl-
gesetz durchzusetzen und den Kanto-
nen quasi von oben Beine zu machen.
Das erinnert stark an die Debatte um
die Asylcontainer.

Im vergangenen Jahr forderte der
Ständerat die damalige Asylministe-
rin Elisabeth Baume-Schneider auf, das
Gesetz umzusetzen und zuerst bereits
vorhandene Kapazitäten in den Kanto-
nen auszunutzen, bevor der Bund pro-
visorische Asylsiedlungen erstellt. Da-
mals war BenediktWürth federführend.
Und auch bei der vorliegenden Kom-
missionsmotion steht der St. Galler
Mitte-Ständerat am Ursprung.

Was Würth besonders sauer auf-
stösst, sind die kaum erklärbaren
Unterschiede zwischen den verschie-

denen Kantonen. So sei es vor allem
der Kanton Waadt, der im Verhältnis
zur Einwohnerzahl einen hohen Pen-
denzenberg bei den Rückführungen
aufweise. Während der Kanton Genf
wiederum die niedrigste Erwerbs-
quote ausweise. Die dazu immer wie-
der gehörten Erklärungen seien we-
nig plausibel, sagtWürth. So habe man
versucht, die tiefe Ausweisungsquote
in der Waadt auf den Druck des loka-
len NGO-Umfelds zurückzuführen,
die tiefe Erwerbsquote in Genf auf
den dortigen Arbeitsmarkt. «Beide
Begründungen sind nicht stichhaltig»,
sagt Würth. «Wir dürfen nicht verges-
sen: Es geht hier um öffentliche Gel-
der in einer angespannten Finanzlage.»

Würth denkt deshalb darüber nach,
eine systemische Fehlkonstruktion im
Asylgesetz anzugehen. Neben einem
Malus könnte man sich auch einen
Bonus für jene Kantone überlegen, die
es besonders gut machten. Einfach nach
Massgabe der Fallzahlen Abgeltungen
auszuschütten, setze jedenfalls keine
positiven Anreize für einen effizienten
Vollzug. Von einem Malus- zu einem
Bonussystem? Die offenen Fragen wer-
den Bundesrat Jans nicht ausgehen.


